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Nachrichten

Nur wenige
Anpassungen
Die grossrätliche Kommission

Umwelt, Bau, Verkehr, Ener-

gie und Raumordnung (UBV)

hat in zweiter Beratung über

das revidierte Baugesetz den

Paragrafen zur Parkfelderzahl

und Gestaltung präzisiert.

Neu wird deutlich hervorge-

hoben, dass nur grössere Par-

kierungsanlagen (Einkaufs-

zentren etc.) mehrgeschossig

gebaut werden müssen. Der

Prüfungsauftrag, wonach die

Landschaftsstellungspflicht

der Bezirkshauptorte gestri-

chen werden soll, führte zu

keiner Anpassung im Gesetz.

Umstritten waren die Ein-

führung eines regionalen

Sachplans als neues Instru-

ment zur Aufwertung der re-

gionalen Zusammenarbeit so-

wie die bereits auf 20 Prozent

reduzierte Mehrwertabgabe.

Eine Mehrheit der Kommissi-

on befürwortete, mit der Er-

gänzung, die Teilrevision des

Baugesetzes. (MZ)

KVA TurgiTransparente
Arbeitsabläufe
Für neu eintretende Mitarbei-
ter der Kehrichtverwertungs-
anlage Turgi (KVA) wird es
künftig einfacher sein, sich
mit ihren Aufgaben vertraut
zu machen. Ein neu erarbeite-
tes Unternehmenshandbuch
erhöht die Transparenz der
Arbeitsabläufe, der Dokumen-
tenverwaltung, der Kunden-
orientierung, der Sicherung
des vorhandenen Know-
hows, der Kommunikation
und nicht zuletzt auch des
Controllings. Das Unterneh-
menshandbuch erfüllt die in-
ternationalen Normen für das
Qualitätsmanagement sowie
für das Umweltmanagement.
Als erste KVA im Aargau wird
jene in Turgi ISO 9001 und ISO
14001 zertifiziert. (MZ)

Keine Demokratie ohne Bildung
Volksinitiative Junge FDP will Staatskundeunterricht in der Verfassung verankern

«Um seine Rechte wahrnehmen
zu können, muss man sie ken-
nen.» – Frei nach diesem Motto
lanciert die Junge FDP Aargau
eine Volksinitiative zur Ein-
führung eines obligatorischen
Staatskundeunterrichts.

ALOIS FELBER

Junge Aargauerinnen und Aargauer
haben salopp gesagt «keinen blassen
Schimmer», wenn man sie nach dem
Funktionieren des Schweizerischen
Staatswesens, seiner Institutionen
und politischen Abläufe fragt. Das zu-
mindest scheint das Resultat einer
Umfrage der Jungfreisinnigen zu be-
stätigen, welche die Partei 2004 unter
Oberstufenklassen im Freiamt durch-
führte. Die 296 Befragten konnten im
Durchschnitt nur knapp 37 Prozent ei-
nes Fragenkatalogs beantworten, bei
dem es unter anderem die Anzahl
Bundesräte zu nennen galt oder an-
gekreuzt werden musste, was ein Ge-
meindeammann ist.

Junge Leute sollten doch aber ei-
gentlich über das politische System Be-
scheid wissen, in dem sie ab 18 Jahren
mitbestimmen dürfen. Und dazu
braucht es ein eigenes Unterrichts-
fach, sind die Jungfreisinnigen über-
zeugt. Deshalb haben sie gestern ihre
Volksinitiative für die Einführung von
obligatorischem Staatskundeunter-
richt lanciert. Diese will in der Verfas-
sung des Kantons Aargau festschrei-
ben, dass ein eigenständiges Schul-
fach bis zur Erlangung des Stimm-
rechtsalters das Wissen über die In-
stitutionen, das Recht, die Wirtschaft
und die politischen Prozesse in Bund,
Kantonen und Gemeinden vermittelt.

Lancierung an historischer Stätte
Die Junge FDP wählte zur Lancie-

rung einen historisch bedeutsamen
Ort. In der Massena-Scheune in Schinz-
nach-Bad stellten Jeanine Glarner,
Norbert Stichert, Stefan Huwyler und
Titus Meier vom Initiativkomitee ihr
Volksbegehren den Medien vor. Dies,
weil Schinznach-Bad im 18. Jahrhun-

dert Gründungs- und Tagungsort der
«Helvetischen Gesellschaft» war, die –
ganz der Aufklärung verpflichtet –
auch über Verbesserungen der Zustän-
de im Bereich der Bildung diskutierte. 

«Heutige Situation unbefriedigend»
Nun ist es nicht so, dass heute an

der Oberstufe und im Gymnasium
überhaupt keine Staatskunde gelehrt
würde, wie Stefan Huwyler erklärte.
Doch während die Initianten an der
Situation am Gymnasium nichts aus-
zusetzen haben, beurteilen sie die Ver-
hältnisse auf der Oberstufe als unbe-
friedigend. Gebe es doch kaum kon-
krete Vorgaben für eine Einbettung
von staatskundlichem Unterricht, der
über das Fach Geschichte und Realien-
praktika abgehandelt werde. Ohne ein
eigenständiges Fach sei die Behand-

lung von Staatskunde aber völlig vom
Gutdünken der Lehrer abhängig. Wo
hingegen Vorgaben im Lehrplan vor-
handen seien, sei der Unterricht auf-
grund der Zeitdotation der entspre-
chenden Fächer nicht in sinnvollem
Mass umsetzbar, sagte Initiativkom-
mitee-Präsidentin Jeanine Glarner.

Oberstufe im Visier der Initianten
Ansatzpunkt für ein Pflichtfach

Staatskunde, das nicht auf Kosten an-
derer verwandter Fächer eingeführt
werden dürfe, müsse jedoch die Ober-
stufe sein, sind die Initianten über-
zeugt. Nur ein Bruchteil der künftigen
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger
besuche ja ein Gymnasium. Ausser-
dem entziehen sich die Regelungen
an Mittel- und Berufsschulen zum Teil
auch der kantonalen Zuständigkeit. 

Doch ist eine Verfassungsinitiative
der richtige Weg, um einen Staatskun-
deunterricht einzuführen? – Die In-
itianten rechtfertigen ihren Schritt
damit, dass seit 1991 immer wieder
entsprechende politische Vorstösse er-
folglos geblieben seien. Nun sei es an
der Zeit, das Thema endlich verpflich-
tend anzugehen. Weil es im Sinn eines
demokratischen Staats sei, dass seine
Stimmbürger die Funktion des Staates
kennen, sei auch eine Niederschrift
in der Verfassung gerechtfertigt. Letzt-
lich wolle man nach all den Diskussio-
nen um die Strukturen der Aargauer
Schulen aber auch wieder auf deren
Inhalte zu sprechen kommen, betonte
JFDP-Präsident Norbert Stichert, der
guter Dinge ist, die nötigen 3000 Un-
terschriften, und mehr, für das Volks-
begehren zusammenzubekommen.  

SIE WOLLEN STAATSKUNDE Stefan Huwyler, Jeanine Glarner, Norbert Stichert und Titus Meier stellten ihre Volksinitiative vor. ALOIS FELBER

Armee nicht verstecken
Truppenübung Grosseinsatz der Infanteriebrigade 5 in diesem Jahr

Die Infanteriebrigade 5
führt im August eine der
grössten Volltruppenübun-
gen seit der Armeereform
durch. Es geht um den
Schutz wichtiger Infra-
strukturanlagen. Die Truppe
markiert damit stärkere
Präsenz in der Öffentlich-
keit.

Ein anstrengendes Jahr wartet
auf die Infanteriebrigade 5, die
ihren Sitz in Aarau hat, und
deren Kommandanten Rudolf
Grünig. Im Zentrum des Aus-
bildungsprogramms steht die
Übung «Protector» Mitte August.
Sie dauert eine ganze Woche,
zweieinhalbmal länger als ähn-
liche bisherige Einsätze. Daran
nehmen vier eigene Brigade-
Bataillone sowie ein Bataillon
der Panzerbrigade 11 teil – rund
6000 Armeeangehörige. Geübt
wird unter dem Begriff Raum-
sicherung vor allem der Schutz
14 wichtiger Objekte, zum Bei-
spiel des Rheinhafens Muttenz,
des Kernkraftwerks Gösgen so-
wie des Migros-Verteilzentrums
Suhr.

Armee der Bevölkerung zeigen
Die Order an die Truppe lau-

tet: Bewachen und sichern,
überwachen und beobachten so-
wie für weitere Aufträge bereit
sein. Für Brigadier Grünig, der
sein viertes und, wie er am Bri-
gaderapport in Suhr beiläufig
bemerkte, letztes Kommando-

jahr antritt, sind militärische
Übungen nicht nur Ausbil-
dungsarbeit und Leistungstests,
sondern eine Gelegenheit, die
Armee der Bevölkerung vor Au-
gen zu führen. Die Truppe habe
sich nicht zu verstecken, lautet
Grünigs Credo. Darum schulte
er die ihm unterstellten zehn
Bataillone und Abteilungen so
oft wie möglich in erkennbaren
Übungsszenarien. Um die Prä-
senz zu unterstreichen, beenden
die beteiligten Verbände die
Übung «Protector» mit einem
Vorbeimarsch. 

Im Rahmen des Entwick-
lungsschritts 08/11 der Armee

wurde die «Fünfte» Mitte letztes
Jahr durch das «wiedergebore-
ne» Infanteriebataillon 97 ver-
stärkt – ein altvertrautes mili-
tärisches Kennzeichen, das an
das ehemalige «Basler» Füsilier-
bataillon 97 in der Felddivision 5
erinnert. Es stehen noch weitere
Umwälzungen bevor, denn Teile
der auf Ende 2010 aufzulösen-
den Infanteriebrigade 4 werden
in die 5. Brigade umgeteilt. Ru-
dolf Grünig, der das Brigade-
kommando teilzeitlich neben
der Tätigkeit als Universitätsdo-
zent ausübt, will sich nächstes
Jahr wieder vorwiegend seinem
Beruf zuwenden. 

Analyse vor 600 Offizieren
Den von 600 Offizieren und

höheren Unteroffizieren sowie
Gästen aus Politik und Verwal-
tung besuchten Brigaderapport
in der Bärenmatte Suhr nutzte
Grünig zu einer sorgfältigen
Analyse der letztjährigen Dienst-
leistungen von Stäben und Trup-
pen. Ein interessantes Detail wa-
ren Erkenntnisse aus der Stabs-
übung «Wissenstransfer», wo-
nach militärische Kaderschu-
lung für zivile Unternehmen
von Nutzen sein kann. 

Der abtretende Aargauer
Militärdirektor Regierungsrat
Ernst Hasler äusserte in seiner
Grussadresse Erwartungen der
Kantone an den neuen VBS-Chef,
Bundesrat Ueli Maurer, im Zu-
sammenhang mit der Umset-
zung des Sicherheitspolitischen
Berichts. (H. P. W.)

RUDOLF GRÜNIG Der Chef der
Infanteriebrigade 5 gibt das Kom-
mando Ende Jahr ab. DOMINIK KAMBER
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